Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 2701 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 

Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes In der 
Fassung der Anlage zum Dritten Änderungs- 
gesetz vom 23. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 820, 822) wird wie folgt ge- 
ändert: 

§ 20 erhält folgende Fassung: 

4 20 

(1) Auf die Wiedergutmachungsansprüche 
der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
sowie ihre Flinterbliebenen finden die Vor- 
schriften der §§ 9 bis 19 entsprechende An- 
wendung mit der Maßgabe, daß die ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge sich nach den Be- 
soldungsordnungen A und B bemessen. Die 
Einreihung in diese Besoldungsordnungen 
richtet sich nach der als Anlage beigefügten 
Tabelle. Die Festsetzung des Besoldungs- 
dienstalters in den Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung A bestimmt sich nach 
den für Beamte geltenden Vorschriften des 
Reichsbesoldungsgesetzes; die Ausführung 
regeln die Bundesminister des Innern und 
der Finanzen durch Rechtsverordnung. 

(2) Zur früheren Wehrmacht gehören so- 
wohl die Wehrmacht Im Sinne des Wehrge- 


setzes vom 21. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 609) wie die alte Wehrmacht (Heer, 
Marine, Schutztruppe) und die Reichswehr.“ 

Artikeln 

Ein gesdiädlgter Berufssoldat, dem ein 
Ansprudi nach der bisherigen Fassung des 
§ 20 des in Artikel I genannten Gesetzes zu- 
erkannt worden ist, kann eine Änderung der 
Wiedergutmachungsentsdteidung gemäß der 
Neufassung beantragen. Die Unanfechtbar- 
keit oder die Rechtskraft der Entscheidung 
stehen nicht entgegen. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

A r t i k e 1 IV 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 in 
Kraft. 

Bonn, den 22. September 1956 

Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Feiler und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rhein allee 20, Telefon 3551 



